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Bernd Zymek

Regionalität und Internationalität, Mobilisierung
und Egalisierung

Die Begriffe Regionalität und Internationalität wecken spontane Assoziatio¬

nen an Nähe und Feme, an die räumlichen Dimensionen - in diesem Kontext -

der Pädagogik. Aber auch der Raum konkretisiert sich in sozialen Beziehun¬

gen und Projektionen (vgl. Simmel 1995, Schlink 2000), in - jeweils historisch

und kulturell spezifischen - Formen der sozialen Vernetzung von Personen und

Institutionen, als Prozesse der Verknüpfung, Verdichtung und Lockerung von

regionalen und internationalen Kontakten, Austauschbeziehungen und Koope¬
rationen sowie ihrer sich wandelnden Wahrnehmung und Thematisiemng.

Auch traditionale Gesellschaften hatten ihre spezifischen Formen nicht nur

regionaler, sondern auch überregionaler Beziehungen und Kooperationen im

Feld der Erziehung. Erinnert sei an die verwandtschaftlichen Netzwerke der

Adelsfamilien und die Kultur der „Kavalierstouren", an die vormodernen Uni¬

versitäten, an die regionale Verwurzelung und internationale Verbreitung der

verschiedenen religiösen Bewegungen und Institutionen Europas, insbesondere

der katholischen Orden, von denen einige wie die Jesuiten oder die Ursulinen

internationale Erziehungssysteme entwickelt haben, an die überregionalen Fa¬

milien- und Handelsbeziehungen von Handwerker- und Kaufmannsfamilien.

Es ist ein zentrales Moment im Prozeß der modernen Staatenbildung, insbe¬

sondere der Nationalstaaten des 19. Jahrhunderts, gegen die traditionalen

Netzwerke das räumliche Prinzip als politisch und rechtlich egalisierendes

Prinzip durchzusetzen und damit neue, andere Dimensionen der Regionalität
und Internationalität auf allen Ebenen des gesellschaftlichen Lebens zu eta¬

blieren. Nun werden - aus der nationalstaatlichen Perspektive - neue Räume

und Grenzen abgesteckt, entsprechende politische und mentale Gemeinsam¬

keiten und Gegensätze formuliert und institutionalisiert. Die Entwicklung na¬

tionaler Bildungssysteme, einer modernen staatlichen Bildungsadministration,
eines darauf bezogenen bildungspolitischen und pädagogischen Diskurses sind

zentrale strategische Instrumente in diesem Prozeß der modernen Staatsbil¬

dung.
Der Blick auf die deutsche Bildungs- und Sozialgeschichte des 20. Jahrhun¬

derts aus dieser thematischen Perspektive gibt mehrere - konkurrierende, sich

überlagernde, gegenseitig brechende und einander ablösende - Prozesse zu er¬

kennen. In dem immer weiter und enger vernetzten Feld sollen im folgenden
vier Stränge verfolgt und - notwendigerweise knapp - skizziert werden:

(1.) Der langfristige Prozeß der Durchsetzung eines modernen Bildungssy¬
stems bedeutete die sukzessive Ablösung der ehemals überwiegend ständisch

und regional verankerten Erziehungsinstitutionen und Sozialisationsprozesse
durch Schulen und Konstellationen des Aufwachsens, die die regionale und so¬

ziale Mobilisierung immer größerer Teile der nachwachsenden Generationen



Teil II: Internationale und politische Aspekte 93

zum Ziele hatten. (2.) Dieser Prozeß wurde unter den spezifischen Konstella¬

tionen der politischen und Verfassungsgeschichte Deutschlands im 20. Jahrhun¬

dert vorangetrieben: Der Systematisierungsprozeß im Bildungswesen vollzog
sich in Deutschland in erster Linie auf der Ebene der Staaten bzw. der Länder,
dann auch auf gesamtstaatlicher Ebene. Die bildungs-, wissenschafts- und kul¬

turpolitischen Zuständigkeiten zwischen privaten und lokalen Trägern, den

Ländern, den nationalen Regierungen und schließlich den europäischen Gre¬

mien waren immer wieder Gegenstand politischer Kontroversen und abhängig
von den jeweiligen politischen Rahmenbedingungen. Andererseits zeigte die¬

ser Prozeß der Systematisierung im Bildungswesen eine spezifische Eigendyna¬
mik, die sich aus der Dialektik von - erwünschter - regionaler Mobihsiemng
und - oft ungewollter, aber notwendigerweise damit verbundener - rechtlicher

Egalisierung ergab. (3.) Auch die Entwicklung der Auslandsbeziehungen und

internationalen Austauschprogramme, die von Schulmännern, Wissenschaft¬

lern, Bildungs- und Kulturpolitikern, Verbänden und Instituten im Verlauf des

20. Jahrhunderts geknüpft und gepflegt wurden, war kein stetiger Prozeß in

Richtung auf eine zunehmende internationale Vernetzung, sondern stark ab¬

hängig von politischen Rahmenbedingungen, die diese Kontakte förderten

oder hemmten oder einseitig lenkten. (4.) Dieses Feld regionaler und interna¬

tionaler Beziehungen wurde in den politischen und wissenschaftlichen Diskur¬

sen durch eine räumliche Assoziationen weckende Begrifflichkeit und Meta¬

phorik beschrieben, die in Deutschland kulturspezifisch aufgeladen worden

war, immer wieder variiert, umgedeutet und politisch instrumentalisiert wurde

und nachhaltig die politische, soziale und kulturelle Orientierung breiter Mi¬

lieus geprägt hat.

1. Nationale Integration und regionale Mobilisierung

Das Projekt einer modernen staatlichen Bildungspolitik war von Anfang an

mit dem Anspruch verbunden, die Menschen - mental und sozial - aus ihrer

traditionalen familialen, religiösen, berufsständischen - und auch provinziellen
- Enge herauszureißen und sie durch ein nach allgemeinen Prinzipien struktu¬

riertes Büdungssystem zu „Landeskindern" und Staatsbürgern zu machen. Na¬

tionale Integration einerseits und regionale wie soziale Mobilisierung anderer¬

seits waren in diesem sozialhistorischen Prozeß untrennbar miteinander

verbunden, sie bildeten ein vielschichtiges und auch im einzelnen ambivalentes

Entwicklungsmuster. Diese Politik konnte - notgedrungen - nur als eine prag¬
matisch abgestufte Reformstrategie verfolgt werden, die regionale Ungleich-
zeitigkeiten, soziale Hierarchien, administrative Zuständigkeiten und die be¬

grenzten ökonomischen Ressourcen zu berücksichtigen hatte.

Struktur und Funktionen des deutschen Bildungssystems zu Beginn des

20. Jahrhunderts sind ein historisches „Zwischenergebnis" dieser säkularen

Modernisierungsstrategie: Der größte Teil der Erziehungsinstitutionen, schul¬

administrativ als das „niedere Schulwesen" definiert, war zunächst noch loka¬

len, religiösen, privaten und korporativen Initiativen und Zuständigkeiten
überlassen bzw. übertragen worden. Die Unterrichtspflicht konnte in Schulen

sehr unterschiedlicher Art abgeleistet werden: in ländlichen Elementarschulen
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oder kommunalen Stadtschulen, in Schulen, die von Privatpersonen, Vereinen

oder etwa den katholischen Orden getragen wurden. Es war ein regional sehr

vielgestaltiges Konglomerat von Schulen, nur durch wenige generelle - vor al¬

lem Schulaufsicht, Schulfinanzierung und Lehrerbildung betreffende - Bestim¬

mungen als Bildungsbereich definiert. Die innere Ausgestaltung und das Un¬

terrichtsniveau der Schulen hingen sehr stark von den jeweiligen örtlichen

Bedingungen ab (vgl. Kuhlemann 1992). Diese Verhältnisse galten zunächst

auch noch für die Institutionen der Mädchenbildung. Erst in den Jahren vor

dem Ersten Weltkrieg wurde einem Teil des höheren Mädchenschulwesens in

Deutschland der Anschluß an die Entwicklungsperspektiven und Berechtigun¬

gen der höheren Knabenschulen eröffnet (vgl. Müller/Zymek 1987; Negha-

bian 1993). Während also die Bildung der breiten Unterschichten und des

weiblichen Teils der Bevölkerung zunächst noch in traditionalen und damit

meist auch lokalen und regionalen Bezügen verankert blieb, war es das Bil¬

dungs- und Strukturprinzip der „höheren Lehranstalten" und der Universitä¬

ten, ihre Absolventen mental und sozial aus ihren partikularen Bezügen zu lö¬

sen und auf das Bemfsethos einer nach universalistischen Prinzipien
handelnden Führungsschicht des Staates vorzubereiten. Im höheren Schulsy¬
stem, das nach im ganzen Staatesgebiet gültigen Prinzipien strukturiert war,

sollte eine Schicht von späteren Beamten, Offizieren, Geistlichen und profes¬
sionalisierten Fachleuten herangebildet werden, die - ungeachtet familialer

und regionaler Herkunft - nach allgemein-humanen und wissenschaftlich-fach¬

lichen Prinzipien ihren Dienst in dem öffentlich-rechtlich geregelten und lan¬

desweit gültigen Berufslaufbahnsystem ausüben sollte und deren Berufskarrie¬

re ihre Mobilität im ganzen Staatsgebiet vorsah. Dieser Gegensatz von höherer

und niederer Bildung ist dann auch bildungs- und schultheoretisch begründet
worden: Der Unterricht der Volksschule sollte „volkstümlich" sein, das heißt

narrativ anschaulich und bezogen auf die heimatliche Lebenswelt der Kinder,
der Fachunterricht der höheren Schulen aber „wissenschaftliche" Bildung ver¬

mitteln, das heißt am wissenschaftlichen Kenntnis- und Reflexionsstand der

Universitäten ausgerichtet sein (vgl. Deutscher Ausschuss 1966, S. 366). Mit

der Polytechnischen Oberschule der DDR und der Umwandlung der Volks¬

schuloberstufe in die Hauptschule als curricular aufgewertete und formell

gleichberechtigte Schulform der Sekundarstufe I des Schulsystems der Bundes¬

republik Deutschland wurde dieser strukturelle und bildungstheoretische Ge¬

gensatz in den 60er Jahren amtlich aufgekündigt.
Der Aufbau des staatlichen Bildungssystems implizierte also eine regionale,

hierarchische und mentale Stufung des Bildungssystems und einen idealtypi¬
schen Bildungsaufstieg, der auch mit einem Lösungsprozeß aus dem familialen

und heimatlichen Milieu, mit der Einübung in überregionale Mobilität, mit der

Gewöhnung an regional durchmischte Milieus und mit einem nicht mehr parti¬
kularen und provinziellen, sondern allgemein-humanen, zumindest aber natio¬

nalen Horizont und Selbstverständnis verbunden sein sollte. Damit war aber

nicht etwa eine historisch neue, sich im 20. Jahrhundert noch fortsetzende Ent¬

wicklungstendenz in Richtung auf zunehmende Überregionalität und Mobilität

im Sozialisations- und Bildungsprozess - zumindest der Gymnasiasten und Stu¬

denten - verbunden. Die sozial- und bildungshistorischen Prozesse waren viel¬

schichtiger und ambivalenter:
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Auch die traditionellen Ordensschulen und die vormodernen Universitäten

sowie die mit ihnen verbundenen Karriereperspektiven hatten für die meisten

ihrer Schüler und Studenten eine Lösung aus angestammten familialen und

heimatlichen Milieus und gleichzeitig die Vernetzung und Mobilisierung im

Kontext der überregional verbreiteten Institutionen impliziert. Dieser bil¬

dungshistorische Traditionsstrang blieb auch im 20. Jahrhundert in Deutsch¬

land wichtig.
Die allgemeine Wehrpflicht, die seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts als

„Schule der Nation" und wichtiges Element in der Biographie der Männer an¬

gesehen wurde, hatte im Verständnis der Zeit ihren Bildungswert nicht zuletzt

darin, daß sie die männliche Bevölkerung für einige Zeit aus ihrer heimatli¬

chen Enge herausriß, mit den Wehrpflichtigen aus verschiedenen Regionen des

Landes zusammenführte und auf diese Weise nicht mehr nur ein heimatlich

und regional geprägtes, sondern auch ein nationales Selbstverständnis vermit¬

teln sollte. Darüber hinaus wirkte der Militärdienst in vielen Biographien als

Auslöser für berufliche und regionale Mobilisierungsprozesse.
Vor diesem Hintergrund bedeutete der flächendeckende Ausbau des Ange¬

bots staatlich anerkannter und berechtigender höherer Schulen - zunächst für

den männlichen, dann auch den weiblichen Teil der Bevölkerung - eine ten¬

denzielle Provinzialisierung der höheren Bildung. Schon gegen Ende des

19. Jahrhunderts hatte die preußische Bildungsadministration stolz feststellen

können, daß nun in fast jeder Kreisstadt ein Gymnasium vorhanden sei. Das

ermöglichte es den Familien auch kleiner Beamter und Angestellter, daß ihre

Söhne kostengünstig den höchsten Schulabschluß vor Ort erwerben konnten.

Damit war ein spezifisches Muster der deutschen bildungsbürgerlich-kleinbür¬
gerlichen Familie und des Sozialisationsprozesses des deutschen Gymnasiasten
im 20. Jahrhundert etabliert: Während es in den angelsächsischen Ländern als

erstrebenswert gilt und dafür von den Familien große finanzielle Anstrengun¬
gen unternommen werden müssen, die Söhne - eventuell auch die Töchter - in

eine der landesweit angesehenen Internatsschulen mit überregionaler Klientel

zu schicken, die erfolgversprechend den Zugang zu den Elitehochschulen er¬

öffnen, gilt es in Deutschland im 20. Jahrhundert als die ideale Familien- und

Erziehungskonstellation, daß der Nachwuchs bis zum 19. Lebensjahr in familia-

ler und schulischer Kontrolle und provinzieller Enge aufwächst. Nicht zuletzt

diese Konstellation dürfte dazu beigetragen haben, daß die bildungsbürgerliche
Jugend in Deutschland seit Beginn des Jahrhunderts die jugendbewegten For¬

men des Gruppenlebens, des Wanderns, der Fahrten ins „Innere des Landes"

als Fluchtstrategie und Oppositionshaltung gegenüber Elternhaus und Schule

so bereitwillig aufnahm und kultivierte.

Ein Universitätsstudium bedeutete dann in der Regel den Zwang zur Lö¬

sung aus der Familie und dem heimatlichen Milieu und die Bewährung des jun¬
gen Erwachsenen in fremden Universitätsstädten. Dort ist der deutsche Stu¬

dent nicht so kontrolliert wie in den angelsächsischen Ländern mit ihren

internatsähnlich organisierten Colleges, sondern konfrontiert mit den Freihei¬

ten und Herausforderungen eines deutschen Studentenlebens wie „Buden-Su¬

che", relativ unreglementiertem Studium, Verbindungsleben und alternativen

studentischen Lebensformen. Ein mehrfacher Universitätswechsel war in gutsi¬
tuierten Milieus bis in die 60er Jahre üblich. Er wurde immer auch von der aka-
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demischen Kultur als wünschenswert propagiert. Ein Studium im Ausland war

aber in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, abgesehen von den deutschspra¬
chigen Universitäten in Österreich und der Schweiz, noch selten (Laitenber-
ger 1976, S. 173ff.). Der Universitätswechsel konnte zur akademischen Kultur

gehören, weil die Stmktur des deutschen Bildungssystems weder auf der Ebene

der höheren Schulen noch der Universitäten hierarchische Zentren und eine

entsprechende Peripherie kennt. Zwar gab es auch in Deutschland ein unschar¬

fes, inoffizielles Gefälle zwischen den verschiedenen höheren Schulen und Uni¬

versitäten der regionalen und nationalen Bildungslandschaften. In den bil¬

dungsbewußten Milieus meinte man die Unterschiede zwischen bestimmten -

vorgeblich renommierten - städtischen Traditionsgymnasien und bestimmten

kleinstädtischen „Winkelgymnasien" zu kennen, in denen diejenigen, die an

den städtischen Anstalten gescheitert waren, aufgenommen wurden und die

Abschlüsse dann doch noch erwerben konnten - ein Indiz für regionales Quali¬

tätsgefälle, das immer wieder beklagt wurde. Aber die Zertifikate aller aner¬

kannten höheren Schulen verliehen immer die gleichen Berechtigungen zum

Universitätsstudium und zum Eintritt in die mittlere und gehobene Ebene des

Berufslaufbahnsystems.
Das Berechtigungswesen bewirkte auch auf dem Hochschulsektor ähnliche

Prozesse: In Deutschland gibt es kein Oxbridge und keine grandes ecoles, kön¬

nen die Universitäten sich nicht die Studenten aufgrund von Dossiers und In¬

terviews oder durch einen concours auswählen - Verfahren, die in England
und Frankreich eine hierarchische Hochschullandschaft mit elitären Zentren

und einer abgestuften Peripherie von Provinzuniversitäten entstehen ließen.

Alle Inhaber von Reifezeugnissen haben in Deutschland die allgemeine Hoch¬

schulreife und den Zugang zu allen Hochschulen und Fächern, sofern letztere

nicht durch einen Numerus clausus begrenzt sind. Die Staatsexamina oder Di¬

plome aller Hochschulen haben die gleiche formelle Wertigkeit - zumindest im

Staatsdienst und rechtlich geregelten Berufsfeldern. Zwar gibt es auch in

Deutschland eine differenzierte Hochschullandschaft, die sich aus der Traditi¬

on und dem Freizeitwert, dem Ausbaustand und Fächerspektrum der einzelnen

Universitäten ergibt. Für den Studienortwechsel und besondere .Karriereper¬
spektiven sind aber im 20. Jahrhundert weniger ganze Universitäten, sondern

das überregionale, manchmal auch internationale Ansehen bestimmter Fakul¬

täten, Fächer und vor allem einzelner Professoren ausschlaggebend gewesen.

Es gehört zur Dialektik der Büdungsexpansion, daß der in Schüben voran¬

getriebene Ausbau des Schul- und Hochschulangebots, der eine nicht zu unter¬

schätzende Dimension der Demokratisierung der Büdungschancen darstellt,
im Verlauf des 20. Jahrhunderts zu einer Regionalisierung und Provinzialisie-

rung der institutionalisierten Bildungsprozesse der Mehrheit geführt hat. Der

Ausbau eines flächendeckenden Gymnasialangebots wurde im Verlauf des

Jahrhunderts sukzessive fortgesetzt, so daß seit den 80er Jahren nur noch ein

geringes Gefälle der regionalen Büdungschancen besteht (Eigler/Hansen/
Klemm 1980). Er führte zu einem Funktionsverlust und Abbau des - im

20. Jahrhundert noch lange regional und sektoral durchaus bedeutsamen - In¬

ternats- und Pensionatswesens in Deutschland. Ein Hochschulbesuch erfor¬

derte aber bis in die 60er Jahre in der Regel die Organisation und Finanzierung
eines Studentenlebens in einer fremden Stadt und bedeutete für viele eine nur



Teil II: Internationale und politische Aspekte 97

schwer überwindbare ökonomische Barriere zu akademischen Studien und ent¬

sprechenden Berufsperspektiven. Deshalb waren für Sozialaufsteiger immer

die verschiedenen - dezentralen - Institutionen der Volksschullehrerausbil¬

dung der naheliegende Einstieg in ein Hochschulstudium. Der Ausbau des

Hochschulwesens im 20. Jahrhundert, zunächst in den Großstädten und Stand¬

orten der ehemaligen Handelshochschulen (z.B. Frankfurt, Köln, Hamburg)
und der Technischen Hochschulen (z.B. Aachen, Braunschweig), dann seit den

60er und 70er Jahren auch an fast allen Standorten der ehemaligen pädagogi¬
schen Hochschulen verbreiterte die regionalen und sozialen Büdungschancen,
war aber von einer Regionalisierung des Hochschulbesuchs und einer Abnah¬

me des Universitätswechsels begleitet. Dabei spielte zweifellos auch die For¬

malisierung und Verrechtlichung der Studienstrukturen eine wichtige Rolle.

Aber für breite soziale Milieus eröffnet erst die wohnortnahe Hochschule die

Chance eines Hochschulstudiums. Diese Studienkonstellation enthält aber

nicht die Herausforderungen und Chancen, die ein auswärtiges Studium und

eventuell sogar mehrere Studienortwechsel als umfassendere Sozialisationsbe-

dingungen eines akademischen Studiums vermitteln. Sie verlängert für viele

eine bis ins Erwachsenenalter andauernde Jugendphase im heimatlichen Milieu

(vgl. Schnttzer/Issenstedt/Müssig-Trapp/Schreiber 1998).
Diese Entwicklung enthält eine neue selektive Dynamik: Der Stellenwert

institutionalisierter Bildungsprozesse für die Berufschancen ihrer Absolventen

scheint schon heute und noch mehr in Zukunft stark davon abzuhängen, ob

Bewerber auf dem Arbeitsmarkt ihre Fähigkeit und Bereitschaft zu einer ganz
neuen Dimension von nicht nur regionaler, sondern auch internationaler Mobi¬

lität - z.B. durch Schulbesuch, Praktika und ein Studium im Ausland - unter

Beweis stellen. Mitentscheidend wird dann, ob Schülerinnen und Schüler,
Studentinnen und Studenten die persönlichen, sozialen und ökonomischen

Ressourcen mobilisieren können, um die familialisierten und regionalisierten
Sozialisationsbedingungen und Bildungsangebote zu überschreiten. Die Ver¬

mittlung dieser Prozesse durch öffentliche Förderprogramme und kommerziell

betriebene Agenturen ist inzwischen weit fortgeschritten: 1999 verbrachten et¬

wa 15000 deutsche Schülerinnen und Schüler das 11. Schuljahr in Übersee;
vom DAAD und der EU wurden zwischen 1997 und 1999 Auslandsaufenthalte

von 28480 deutschen Studierenden gefördert (vgl. Uken 1999; Deutscher

Akademischer Austauschdienst 2000, S. 118).

2. Die deutschen Staaten und das Reich, die Bundesrepublik Deutschland

und die Europäische Union

Die bundesstaatliche Verfassung des Deutschen Reichs von 1871 sah keine

Kompetenzen des Reichs auf dem Gebiet der Bildungspolitik vor und begrün¬
dete damit die Prinzipien und Strukturen des Kulturföderalismus, der - mit

Ausnahme der beiden Diktaturen - die deutsche Bildungsgeschichte im

20. Jahrhundert prägte. Die rechtliche Ausgestaltung des Schulsystems, der vor-

und außerschulischen Erziehungsinstitutionen, der Universitäten und der Bil¬

dungsverwaltungen gelten seitdem in Deutschland als Recht der Staaten bzw.

dann später der Länder. Damit war im Deutschen Kaiserreich, der Weimarer
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Republik und der Bundesrepublik Deutschland zwar eine zentralstaatliche Bil¬

dungspolitik wie etwa in Frankreich unmöglich. Aber den einzelnen Schulen,

Schulträgern, Gemeinden und Schulverwaltungsbezirken waren auch nicht um¬

fassendere politische und pädagogische Freiräume zugestanden, wie etwa in

England. In allen deutschen Staaten war es seit dem 19. Jahrhundert die Strate¬

gie der Regierungen, Schritt für Schritt regionale und lokale Sonderentwick¬

lungen abzubauen, landeseinheitliche Strukturen durchzusetzen und zu kon¬

trollieren. Diese politische Linie erfaßte sukzessive auch den Bereich aller

Schulen in privater Trägerschaft. Dieser Prozeß der „Systembildung" auf der

Ebene der Staaten bzw. der Länder war die eine und die dominante Entwick¬

lungsrichtung der deutschen Bildungspolitik im 20. Jahrhundert (Müller/Zy-
mek 1987; Harney/Zymek 1994).

Mit der Reichsgründung war aber ein neuer nationaler Rechtsraum eta¬

bliert worden, der in den folgenden Jahrzehnten, etwa durch die Arbeiten an

dem Bürgerlichen Gesetzbuch von 1900, ausgefüllt wurde und auch bildungs¬
politische Regelungen verlangte, die sich aus der Rechtsgleichheit, Freizügig¬
keit und Gewerbefreiheit der mit einer gemeinsamen Staatsangehörigkeit (In-
digenat) ausgestatteten Bürger im ganzen Reichsgebiet ergaben. Damit wurde

eine zwischenstaatliche Ebene von bildungspolitischen Vereinbarungen und

Verträgen nötig, deren Umfang, Regelungsdichte, zuständige Gremien und

Kompetenzen im 20. Jahrhundert immer wieder umstritten waren.

Auf der Ebene der deutschen Universitäten konnte die überregionale Ko¬

operation wegen der universitären Selbständigkeit in den Hochschulkonferen¬
zen der deutschen Bundesstaaten und Österreichs institutionalisiert und ausge¬
baut werden (vgl. vom Brocke 1994). Auf schulpolitischem Gebiet waren die

Reserven der Staaten größer: Nur einmal (1872) war im Kaiserreich zu einer

Konferenz von Schulverwaltungsbeamten der Staaten des Reichs eingeladen
worden, danach wurde Schulpolitik auf Reichsebene nur noch mit dem Instru¬

ment multilateraler Vereinbarungen und bilateraler Verträge zwischen den ein¬

zelnen Staaten betrieben. Dennoch wurden auf diesem Wege bis zur Jahrhun¬

dertwende der grobe strukturelle Rahmen eines entstehenden deutschen

Bildungssystems fixiert und eine zweite - nationale - Ebene der Systembildung
institutionalisiert: Die Einführung der (preußischen) allgemeinen Wehrpflicht
in allen Staaten des Reichs hatte im Rahmen der Deutschen Wehrordnung von

1875 zur Etablierung der Reichs-Schul-Kommission geführt, die eine Revision,

Einstufung und Anerkennung der zum einjährig-freiwilligen Militärdienst

berechtigenden höheren Lehranstalten in den Staaten des deutschen Reichs

organisierte. Dieser - historisch beispiellose - Prozeß hatte eine länderüber¬

greifende Systematisierung der sehr unterschiedlichen Schullandschaften in

Deutschland in berechtigende und nicht berechtigende Schulen und damit zwi¬

schen niederem Schulwesen und höherem Schulsystem zur Folge (vgl. Müller/
Zymek 1987, S. 21 ff.). 1874, 1889 und 1909 wurden Vereinbarungen über die

elementaren Strukturmerkmale und Fächer der zur Hochschulreife berechti¬

genden höheren Lehranstalten erzielt und damit die spezifisch deutsche Ver¬

dopplung von höheren Schulen und Universitäten präzisiert - ein zentrales

Thema von Ländervereinbarungen bis heute. Ein Geflecht von zweiseitigen
Verträgen zwischen den einzelnen Staaten des Reichs regelte so wichtige Fra¬

gen wie die Anerkennung von Prüfungszeugnissen für das Lehramt an höheren
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Schulen und die Dauer und gegenseitige Anerkennung der Schulpflicht, die bei

zunehmender überregionaler Mobilität der Arbeitskräfte geklärt werden muss¬

ten. Die Entwicklungen in Preußen wurden vor allem für die norddeutschen

Staaten richtungweisend; aber viele Berliner Schulreformerlasse konnten we¬

gen der großen regionalen Unterschiede, etwa zwischen den urbanisierten

westlichen und den agrarischen östlichen Provinzen, auch in Preußen selbst

nur langsam und unter Zulassung von regionalen Sonderentwicklungen umge¬

setzt werden (vgl. Herrmann 1991). Die Forderung nach Reichskompetenzen
auf dem Gebiet der Bildung und einem Reichsbildungsministerium, etwa von

Seiten der liberalen Lehrervereine und der SPD im Rahmen ihrer Einheits¬

schulprogramme, hatten im Kaiserreich keine Chance, verwirklicht zu werden

(vgl. Führ 1970).
Solche Perspektiven schienen mit der Revolution von 1918 und noch zu Be¬

ginn der Verhandlungen über die Verfassung der neuen demokratischen Repu¬
blik nicht ausgeschlossen. Im Oktober 1919 kam es zu der ersten Konferenz

der deutschen Kultusminister überhaupt; sie verhandelten mit dem Reichsin¬

nenminister, dessen Kulturabteilung eine Art Reichsschulamt darstellte. Die

Konferenz verabredete die Einberufung der Reichsschulkonferenz und be¬

schloß die Einsetzung eines ständigen Ausschusses aus Vertretern der Länder,
der als Reichsschulausschuß im November 1919 seine Arbeit aufnahm (ebd.).
Dort wurde das Gesetz über die Einführung der allgemeinen obligatorischen
Grundschule und die Aufhebung der Vorschulen vorbereitet, das die National¬

versammlung im Rahmen ihrer Grundsatzgesetzgebungskompetenz am

19. April 1920 verabschiedete und im Büdungssystem aller deutschen Staaten

eine gemeinsame vierjährige Pflichtschule etablierte. Es blieb das einzige Ele¬

ment des geplanten Reichsschulgesetzes. In ihm wurde der - von einem breiten

politischen Konsens getragene - Wunsch nach nationaler Integration und de¬

mokratischer Legitimität im Bildungswesen der Republik umgesetzt. Es ist bis

heute in Deutschland das einzige von einem nationalen Parlament verabschie¬

dete und für alle deutschen Länder gültige Schulgesetz. In Art. 7,3 des Grund¬

gesetzes wird seine Gültigkeit auch für die Bundesrepublik Deutschland indi¬

rekt bestätigt.
Schon die Revolutionswochen und die ersten Monate der Geschichte der

Republik zeigten, daß die Länder in der politischen Kultur Deutschlands stark

verwurzelt waren und daß kaum ein parteipolitisches Lager auf die mit dem

Kulturföderalismus verbundenen Länderkompetenzen als Machtinstrument

verzichten wollte. Die Weimarer Reichsverfassung übertrug zwar dem Reich

die Grundsatzgesetzgebungskompetenz im Schul- und Hochschulwesen und

enthielt einen Katalog von Artikeln über „Bildung und Schule". Ihre Verwirk¬

lichung setzte aber entsprechende Parlamentsmehrheiten im Reichstag und

Kooperationsbereitschaft in den Ländern bei Reichsschulgesetzgebungsinitiati-
ven voraus. Für eine solche Politik zur Umsetzung der Verfassungsaufträge wa¬

ren schon bald die politischen Voraussetzungen nicht mehr gegeben, nicht zu¬

letzt weil die Verteilung der finanzpolitischen Folgelasten von Reichsgesetzen
zum Schulwesen zwischen dem Reich und den Staaten umstritten und unge¬

klärt blieb. 1924 verzichtete die Reichsregierung faktisch auf den Anspruch ei¬

ner Schulpolitik durch Reichsgesetze. Da die Typenbildung im höheren Schul¬

system der verschiedenen Länder zur Behinderung der Mobüität von Beamten
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im Reich und kritischen öffentlichen Diskussionen über eine „Zersplitterung"
der deutschen Schullandschaft führte, wurde ein Ausschuß für das Unterrichts¬

wesen etabliert, der nun - wie schon in den Jahren zuvor - mit dem politischen
Instrument der „Vereinbarungen" zwischen den Unterrichtsministerien der

Länder unter Mitwirkung des Reichsministeriums des Innern die „notwendige
Einheitlichkeit des deutschen Schulwesens" zu sichern bemüht war (ebd.
S. 55), aber auch gemeinsame bildungspolitische Initiativen der Länder und

des Reichs zur Lösung aktueller Problemlagen, wie etwa der heiß diskutierten

„Überfüllungsproblematik", erörterte.

Neben ihrer nationalistischen und rassistischen Ideologie war in der natio¬

nalsozialistischen Propaganda die angebliche Unfähigkeit der Weimarer Repu¬
blik, die „Buntscheckigkeit im deutschen Schulaufbau" zu beheben und ein¬

heitliche Strukturen zu schaffen, ein taktisches Argument zur Rechtfertigung
der nach 1933 verabschiedeten Erlasse und Gesetze der Reichsbehörden zum

Bildungswesen. Zunächst war das Reichsinnenministerium auf dem Feld der

Bildungspolitik federführend, zumal im Januar 1934 das „Gesetz zur Neuord¬

nung des Deutschen Reichs" dem Reich die Schulhoheit übertrug. Die Kultus¬

ministerien der Länder konnten diese Hoheitsrechte im Auftrag und Namen

des Reichs weiter ausüben, sofern nicht das Reich davon Gebrauch machte. Im

Mai 1934 wurden die Kompetenzen der alten Kultus-Abteilung des Innenmini¬

sterium in das neue Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volks¬

bildung überführt, das zum 1. Januar 1935 mit dem Preußischen Ministerium

vereinigt und von dem neuen nationalsozialistischen Reichsminister in Perso¬

nalunion geleitet wurde. Damit war der traditionelle deutsche Kulturföderalis¬

mus abgeschafft, nicht aber eine historische Phase einer geschlossenen und

planvollen Reichspolitik eröffnet. Das neue Ministerium wurde nicht zum

Macht- und Entscheidungszentrum der Bildungspolitik im nationalsozialisti¬

schen Deutschland. Die Einheitlichkeit und Geschlossenheit auf dem Gebiet

der Schul- und Hochschulpolitik, die die nationalsozialistischen Politiker und

das neue Ministerium im Gegensatz zur föderalen und pluralen Weimarer Re¬

publik für sich in Anspruch nahmen, bestand in der Ausschaltung und Terrori¬

sierung der politischen Gegner und in einer alle Bereiche durchdringenden
ideologischen Indoktrination, aber nicht in einer konzeptionell geschlossenen
und planvoll vorangetriebenen zentralstaatlichen Politik. Im Gegenteil: Die

Okkupation des staatlichen Apparats und die Benutzung bürokratischer und

legaler Formen waren nur eine Seite des nationalsozialistischen Herrschaftssy¬
stems und Politikstils. Auf der anderen Seite entstanden neue Ministerien und

Parteigliederungen, ad hoc eingerichtete und wieder kaltgestellte Ämter, deren

Kompetenzen untereinander und gegenüber dem Reichsministerium nie ge¬
klärt waren, die eigene Bildungssysteme errichteten, Teile des Erziehungssy¬
stems beanspruchten und die weltanschauliche Ausrichtung zu beeinflussen

versuchten. Durch regionale und überregionale Kampagnen - wie dann etwa

im Fall der Bekenntnisschule - wurde ein Druck des Volkswillens inszeniert,
um legale Strukturen und Verfahren auszuhebein. Dabei gab es durchaus be¬

achtliche regionale Unterschiede, wie radikal und konsequent oder hinhaltend

in Berlin beschlossene Gesetze, Verordnungen und Kampagnen von regionalen
Parteigliederungen und Führern, die sich zu profilieren versuchten, umgesetzt
wurden. Hinter der propagandistischen Fassade nationaler Geschlossenheit
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herrschte Kompetenzenchaos und - wenn nötig - prinzipienloser Pragmatis¬
mus. Schulpolitische Gesetze, die in der amtlichen Selbstdarstellung als Verein¬

heitlichungsprozesse im Bildungswesen dargestellt wurden, etwa die Neuord¬

nung des höheren und des mittleren Schulwesen in der zweiten Hälfte der 30er

Jahre, waren eine pragmatische Fortschreibung der bisherigen Entwicklungen
hinter neuen Etiketten (vgl. Müller/Zymek 1987, S. 133ff.). Durch den Krieg,
den „Anschluß" Österreichs und die Besetzung der Länder Osteuropas kam es

zu einem nationalsozialistischen Herrschaftsgebiet und Formen der Herr¬

schaftsausübung (vgl. z.B. Hansen 1995), in denen die traditionellen deutschen

Strukturen und bürokratischen Verfahren auch im Schul- und Hochschulwesen

mehr und mehr aufgelöst wurden.
Nach Kriegsende waren zunächst die Militäradministrationen der Sieger¬

und Besatzungsmächte in Deutschland auch auf bildungspolitischem Gebiet

tonangebend und richtungsweisend. Sie hatten schon während des Krieges je¬
weils sehr dezidierte Vorstellungen über eine „Umerziehung", Schul- und

Hochschulreform in Deutschland nach dem Krieg entwickelt und waren zu¬

nächst auch entschlossen, diese in ihren Besatzungszonen umzusetzen (vgl.
Füssl 1994). Dazu gehörte auch, daß für die Zukunft ein kulturpolitischer
Zentralismus wie im nationalsozialistischen Deutschland verhindert werden

sollte. Daneben wurden wieder die Länder einer der Kristallisationspunkte
deutscher Politik und Selbstverwaltung, auch auf bildungspolitischem Gebiet.

Hier organisierte sich in den westlichen Zonen der erfolgreiche Widerstand ge¬

gen die alliierten Schulreformpläne, aber auch Koalitionen für Schulreformen,
wie etwa in Hamburg und Bremen. Die gemeinsame Konferenz der Kultusmi¬

nister der Länder aller Besatzungszonen im Februar 1948 in Hohenheim

konnte unter den politischen Rahmenbedingungen des Jahres 1948 nur eine

folgenlose Demonstration der nationalen Kultureinheit sein; sie blieb bis De¬

zember 1990 die letzte gesamtdeutsche Konferenz der Kultusminister. Der

Währungsreform vom Juni 1948 folgte schon im Juli die erste Sitzung der

„Ständigen Kultusministerkonferenz des Vereinigten Wirtschaftsgebiets" und

im August die Einrichtung eines ständigen Sekretariats der KMK (vgl. Anwei¬
ler 1991).

Zwar gab es zunächst auch in der Sowjetisch Besetzten Zone (SBZ) die

Länder und bis zur Neugliederung der DDR in Bezirke im Jahr 1952 auch re¬

gelmäßige Konferenzen der Volksbildungsminister der Länder. Aber der domi¬

nante Einfluß der Sowjetischen Militäradministration (SMAD), die schon im

Juli 1945 eingerichtete Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung (DW)
in Berlin, ab 1949 das Ministerium für Volksbildung der DDR und die sukzes¬

sive Besetzung aller politischen und administrativen Schlüsselpositionen mit

Mitgliedern der SED führten schließlich zu einer Zentralisierung aller Ent¬

scheidungen und Planungen und zu einem System umfassender Kontrolle auf

dem Gebiet der Erziehungs-, Schul- und Hochschulpolitik, die in der deutschen

Bildungsgeschichte des 20. Jahrhunderts ohne Beispiel waren. Die Geschichte

der DDR zeigte dann, daß im 20. Jahrhundert auch administrative Zentralisie¬

rung und politische Monopolisierung und 40 Jahre Zeit keine einheitliche und

- im Sinne der politischen Ziele - erfolgreiche Erziehungspolitik garantieren.
Diktatorische Systeme sind zu einer Abschottung gegenüber dem dynamischen
gesellschaftlichen Wandel moderner Gesellschaften gezwungen und produzie-
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ren selbst innere Widersprüche, die - im Fall der DDR - schließlich zur Ab¬

wendung gerade der Generationen von dem politischen System führte, die nur

noch in Erziehungsinstitutionen der DDR erzogen worden waren (Geissler/
Wiegmann 1996; Tenorth/Kudella/Paetz 1996; Kaelble/Kocka/Zwar 1994).

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland sah zunächst keine

Kompetenzen des Bundes auf dem Gebiet der Bildungs- und Kulturpolitik vor.

Aber in den folgenden Jahren erzwangen bildungspolitische Problemstellun¬

gen, die schon während der ersten Hälfte des Jahrhunderts zu länderübergrei¬
fenden Kooperationen und Lösungsstrategien geführt hatten, einen offenen

und verdeckten Verfassungswandel: Schon früh ergab sich die Notwendigkeit
einer Beteiligung des Bundes an der Finanzierung von wissenschaftlichen Ein¬

richtungen von überregionaler Bedeutung (Königsteiner Abkommen von 1949

und nachfolgende Verwaltungsabkommen) und forschungspolitischen Groß¬

vorhaben, die die ökonomischen Ressourcen und politischen Zuständigkeiten
der Länder überstiegen, etwa auf dem Gebiet der Atomforschung. Der finan¬

zielle Beitrag zum Hochschulausbau der 60er und 70er Jahre und zu der Aus¬

bildungsförderung für Schüler und Studenten brachte schließlich dem Bund

1969 die Rahmengesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet der Hochschulpoli¬
tik und Mitwirkungsrechte bei der gesamtstaatlichen Büdungsplanung. Sie

führte zur Weiterentwicklung des ehemaligen Atomministeriums, dann „Bun¬
desministerium für wissenschaftliche Forschung" zum „Bundesministeriums für

Bildung und Wissenschaft", schließlich 1970 auch zur „Bund-Länder-Kommis¬
sion für Büdungsplanung" (BLK).

Obwohl das Verfassungssystem der Bundesrepublik Deutschland für die

zentralstaatliche Ebene nur wenige Ansatzpunkte für gesetzgeberische Initiati¬

ven auf dem Gebiet der Bildungspolitik vorsieht, führte doch die spezifische
deutsche Kombination von föderalen (Länder), lokalen (Gemeinden) und kor-

poratistischen (Kammern, freie Wohlfahrtsverbände) Zuständigkeiten und

Gremien, von Verfahren der Kooperation und der konsensuellen Vereinbarung
sukzessive zu relativ homogenen Strukturen eines nationalen Bildungssystems
und zu einer Vernetzung mit arbeits- und sozialrechtlichen Strukturen, die weit

über das hinausgehen, was in anderen Länder historisch entwickelt wurde. Da¬

bei sind die Prozesse der Systembildung auf Länderebene und gesamtstaatli¬
cher Ebene, aber auch der sozioökonomische Strukturwandel und der Prozeß

der Verrechtlichung im Büdungssystem als Zusammenhang zu sehen: Wenn

die Vereinbarungen der ersten Hälfte des Jahrhunderts, auch noch das Düssel¬

dorfer Abkommen zur Vereinheitlichung im Schulwesen von 1955 etwa im Ver¬

gleich zum Hamburger Abkommen von 1964, nur wenige Aspekte der Schul¬

formen fixieren und die Mittelstufe des Schulsystems noch weitgehend
ausklammern, so war diese Zurückhaltung nicht nur durch den Respekt vor

der Kulturhoheit der einzelnen Länder begründet. Sie resultierte vor allem

auch aus der Tatsache, daß die regionalen Unterschiede zwischen städtisch und

ländlich-agrarischen Landesteilen und entsprechenden historischen Sonderfor¬

men des Bildungsangebots in den verschiedenen Ländern weitergehende Fest¬

legungen über die Schulstruktur noch gar nicht zuließen. Der in den Nach¬

kriegsjahrzehnten beschleunigte Wandel der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und

Siedlungsstrukturen, nicht zuletzt der Zustrom und die Integration von über 10

Millionen Flüchtlingen aus den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen Reichs



Teil II: Internationale und politische Aspekte 103

und dann aus der DDR in die Bundesrepublik Deutschland nivellierten das

früher noch krasse Gefälle zwischen Stadt und Land - ein Prozeß, der durch

den flächendeckenden Ausbau des amtlichen Schulsystems gefördert wurde.

Die historische Tendenz zu allgemeingültigen Strukturen und Bestimmungen
wurde durch die - durchaus demokratisch begründete - Forderung verstärkt,
mehr und mehr Aspekte der Bildungspolitik nicht von der Exekutive durch Er¬

lasse, sondern durch die Parlamente gesetzlich zu regeln und immer mehr

Aspekte des Schul- und Hochschulsystems einer Rechtskontrolle zu unterwer¬

fen. Versicherungsrechtliche Auflagen verstärkten diese Entwicklungen (Reu¬
ter 1998). Die Kehrseite dieses Prozesses der strukturellen Homogenisierung
und rechtlichen Egalisierung war u. a. die sukzessive Planierung regionaler Un¬
terschiede und die Eliminierung von z.T. traditionsreichen regionalen Sonder¬

formen von Schule und Universität. Seit dieser sozial- und bildungshistorischen
Konstellation steht der deutsche Kulturföderalismus vor der Bewährungsprobe,
unter Beweis stellen zu müssen, daß er mehr sein kann als ein Moment der ge¬

samtgesellschaftlichen Machtbalance und - wie bisher - eine politische Struk¬

tur, die die Berücksichtigung historisch tradierter regionaler Ungleichzeitigkei-
ten und Sonderentwicklungen so lange wie nötig sichert. Diese Funktion des

deutschen Kulturföderalismus wurde im deutschen Einigungsprozeß nach 1989

noch einmal eindrücklich demonstriert: Obwohl bei den westdeutschen „Paten¬
ländern" die Neigung bestand, ihre Strukturen in die ostdeutschen Länder zu

übertragen, mußten dort schließlich Strukturen entwickelt und auch von der

KMK als gleichwertig anerkannt werden, die nicht den westlichen Strukturen

entsprachen und auch nicht aus originären reformerischen Konzepten dieser

Länder resultierten, sondern der Notwendigkeit geschuldet waren, an die - aus

der DDR-Geschichte und den Umbrüchen der Nach-Wendezeit hinterlassenen

- strukturellen, personellen und demographischen Voraussetzungen anknüpfen
zu müssen. Der „kooperative Kulturföderalismus" bewährt sich bis heute als

Konstruktion zur gegenseitigen Berücksichtigung und Anerkennung länderspe¬
zifischer Traditionsbestände und Ungleichzeitigkeiten. Reformexperimente
einzelner Länder wurden aber durch den deutschen Kulturföderalismus nicht

gefördert, sondern abgeblockt. Er läßt Bildungsreformen in Deutschland nur

als Vereinbarungen über den kleinsten gemeinsamen Nenner zwischen Bun¬

desländern mit unterschiedlichen Parlamentsmehrheiten zu. Die Kulturhoheit

der Länder ist eine ihrer wichtigsten Kompetenzen, die sie nicht nur gegenüber
Begehrlichkeiten des Bundes (und neuerdings auch Europas), sondern bisher

auch gegenüber regionalen und lokalen Autonomiebestrebungen verteidigt ha¬

ben. Als der Deutsche Bildungsrat 1973 empfahl, eine „verstärkte Selbstän¬

digkeit der Schule und Partizipation der Lehrer, Schüler und Eltern" einzulei¬

ten, drängten die Länder auf seine Auflösung (Deutscher Bildungsrat 1973).
In den nächsten Jahren wird sich zeigen, ob die seit den 90er Jahren von allen

Seiten - nun auch den Bildungspolitikern der Länder - als neue Modernisie¬

rungsstrategie angekündigte Politik der Deregulierung und Dezentralisierung
im Büdungssystem tatsächlich zu größeren Freiräumen für lokale und regio¬
nale Reformprozesse im Schul- und Hochschulbereich führen wird (vgl. dazu

Zymek 2000).
Erst im historischen Rückblick zeigt sich, daß der Prozeß der spezifischen

deutschen Systembildung noch vorangetrieben wurde und gleichzeitig - ur-
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sächlich seit den Römischen Verträgen von 1957, beschleunigt seit den 70er

Jahren - durch den Prozeß der ökonomischen, rechtlichen und politischen Inte¬

gration Europas relativiert wurde. Dieser Prozeß hat viele Parallelen mit den

Konstellationen und der Entwicklungslogik des Prozesses der nationalen Inte¬

gration Deutschlands, wie er sich seit der Reichsgründung von 1871 entwik-

kelte. Seine nachhaltigen Auswirkungen - auch auf bildungspolitischem Gebiet
- wurden lange nicht zur Kenntnis genommen, da es eines der Prinzipien des

europäischen - wie damals des deutschen - Einigungsprozesses sein sollte, daß

Kultur und Bildung eine Aufgabe der beteiligten Staaten blieben. Es ging zu¬

nächst um eine Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Die Römischen

Verträge enthalten nur an ganz wenigen Stellen Aussagen über bildungspoliti¬
sche Aufgaben der Gemeinschaft (z.B. Art. 128). Die Förderung von Forschung
und technologischer Entwicklung war dagegen von Anfang an (EURATOM-
Vertrag 1958), verstärkt seit 1974, endgültig seit der Einheitlichen Europä¬
ischen Akte von 1987, ein Schwerpunkt der Gemeinschaftspolitik. Immer wenn

es seit den 70er Jahren um die jeweils nächste Stufe des europäischen Integrati¬

onsprozesses ging und die geringe Akzeptanz der Europapolitik in der Bevöl¬

kerung der Mitgliedstaaten beklagt wurde, erklärten die Staats- und Regie¬
rungschefs, daß nun auch der Bildungspolitik ein neuer Stellenwert im

europäischen Integrationsprozeß zukommen solle, und verabschiedeten beson¬

dere Aktionsprogramme (vgl. Rat der Europäischen Gemeinschaft 1988).
Folgenreicher als diese Bildungsprogramme und die damit verbundenen För¬

dergelder wurden aber rechtliche Bestimmungen der Verträge, die die interna¬

tionale Mobilität und Gleichbehandlung der Arbeitnehmer zum Ziele hatten -

und entsprechende bildungspolitische Konsequenzen erzwangen: Im Gegensatz
zu der Verfassung des Deutschen Reichs von 1871 sahen die Römischen Ver¬

träge keine gemeinsame europäische Staatsangehörigkeit vor, aber die Mit¬

gliedstaaten verpflichten sich, nicht nur den freien Warenverkehr, sondern

auch den freien Personenverkehr, die Niederlassungsfreiheit und die Dienstlei¬

stungsfreiheit zu garantieren. Die Gewährleistung dieser Freiheiten in allen

Staaten der Union gegenüber den Bürgern aller Mitgliedsstaaten erforderte

die Abschaffung aller nationalen Bestimmungen, die diesem EG-Recht entge¬

genstanden sowie politische Aktivitäten der Gemeinschaftsorgane und der

Mitgliedstaaten, die die Wahrnehmung dieser Rechte sichern sollten. Die

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs entwickelte dabei eine - für

deutsche Bildungspolitiker schockierende - Dynamik: In einer Reihe von spek¬
takulären Urteilen („Casagrande", „Forchieri" und vor allem „Gravier"), in

denen der EuGH nationale Bestimmungen als unzulässig verwarf, die eine Un¬

gleichbehandlung von EG-Ausländern etwa bei Stipendien und Zulassungsver¬
fahren vorsahen, wurde die „Tendenz des Gerichtshofs zur Entwicklung eines

allgemeinen europäischen Bürgerrechts" unübersehbar (Oppermann 1987,
S. 17f.). Zwar bestätigte der Gerichtshof, daß die „Bildungspolitik als solche"

nicht zu den EG-Zuständigkeiten gehöre, daß aber Zugang und Teilnahme am

Unterricht des Büdungswesens insbesondere der Berufsausbildung „nicht au¬

ßerhalb des Gemeinschaftsrechts" stünden. Und er faßte Berufsausbildung
nicht im Sinne der deutschen Tradition auf, sondern sehr weit als jede Form

der Ausbildung, die auf eine Qualifikation für einen Beruf oder eine bestimmte

Berufstätigkeit vorbereitet, im Prinzip auch die - im deutschen Verständnis -
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allgemeinbildenden Schulen und wissenschaftlichen Hochschulen (ebd.). Eine

ähnliche Dynamik entwickelten die - schon früh begonnenen - Arbeiten in der

Gemeinschaft an Richtlinien über die gegenseitige Anerkennung von Diplo¬
men, Prüfungszeugnissen und sonstigen Befähigungsnachweisen, damit die

Aufnahme und Ausübung einer Tätigkeit sowie die Niederlassungs- und

Dienstleistungsfreiheit der Bürger aller Mitgliedsstaaten in den Staaten der

Gemeinschaft nicht durch nationale bildungsrechtliche „Zollschranken" behin¬

dert würden. Zunächst wurde die Linie verfolgt, diesem Ziel durch eine Homo¬

genisierung der Ausbildungsgänge für immer mehr Berufe näher zu kommen.

Nach jahrelangen zähen Verhandlungen kam es zu Vereinbarungen nur über

einige wenige Berufe (vor allem im Gesundheitswesen). In den 80er Jahren

wurde in der Gemeinschaft ein Strategiewechsel vollzogen, dessen Konsequen¬
zen für die künftigen Strukturen und Funktionen der nationalen Bildungs¬

systeme bis heute kaum ins Bewußtsein der europäischen Öffentlichkeit

gedrungen sind: In der 1989 verabschiedeten Richtlinie zur gegenseitigen Aner¬

kennung von mindestens dreijährigen Hochschulstudiengängen wird festgestellt,
daß die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegenseitig die verschiedenen

nationalen Hochschulsysteme trotz nicht unerheblicher struktureller und in¬

haltlicher Unterschiede im einzelnen im Prinzip als gleichwertig anerkennen

(Avenarius 1998; Berggreen 1990). Damit ist faktisch das traditionelle deut¬

sche Berechtigungswesen aufgehoben. Die nächsten Jahrzehnte werden zeigen,
in welchen Bemfsfeldem, auf welchen hierarchischen Ebenen und zwischen

welchen Ländern die überregionale berufliche Mobilität in Europa zunehmen

und damit diese Regelung zum Tragen kommen wird.

3. Außenpolitische Konstellationen und Konjunkturen internationaler

Beziehungen

Die Rezeption ausländischer Veröffentlichungen, der überregionale und inter¬

nationale Gedankenaustausch mit Fachkollegen, internationale Bildungs- und

Expertenreisen haben eine lange historische Tradition - auch auf dem Gebiet

der Bildungspolitik und Pädagogik (Anweiler 1977). Während der letzten

Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts wurden solche bis dahin eher punktuellen,
vom Engagement einzelner Personen getragenen internationalen Kontakte

und Austauschbeziehungen zu einer historisch neuen Dimension internationa¬

ler Vernetzung verdichtet: Die Institutionalisierung der Kernbereiche der ent¬

stehenden nationalen Bildungssysteme wurden von der Professionalisierung
der Lehrergruppen, der Bildung nationaler Berufsverbände und Publikations¬

organe, dem Ausbau der Bildungsverwaltungen, der Einrichtung von regie¬

rungsamtlichen und privaten Dokumentations- und Forschungsstellen und ent¬

sprechenden Veröffentlichungen und Periodika begleitet. Sie bildeten die

infrastrukturelle Basis und das argumentative Material für die nationalen Bil¬

dungsreformdiskussionen - in die nun auch ähnliche Versuche, Veröffentli¬

chungen und Argumente in anderen Staaten einbezogen wurden. In den Jahren

vor dem Ersten Weltkrieg wurden auch im Deutschen Reich all die internatio¬

nalen Verbindungen, Kooperationsformen und Institutionen etabliert, die in

den größeren europäischen Staaten und den USA zu dieser Zeit entwickelt
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worden waren und im 20. Jahrhundert die Kommunikationsinfrastruktur für

den internationalen pädagogischen Austausch darstellen:

Kristallisationspunkte der Verdichtung und Verstetigung überregionaler
und internationaler Kontakte, Austauschbeziehungen und Kooperationen wa¬

ren in den Jahrzehnten um die Jahrhundertwende - in erster Linie - das päd¬

agogische Verlags- und Verbandswesen, dann vor allem auch amtliche oder

halbamtliche Dokumentations- und Auskunftbüros, wie das 1868 gegründete
United States Bureau of Education in Washington, das 1867 gegründete Musee

Pedagogique in Paris, das 1894 gegründete Office of Special Inquiries des engli¬
schen Board of Education in London. In Deutschland mußte erst der Prozeß

von regionalen zu nationalen Lehrerverbänden und pädagogischen Fachver¬

bänden vollzogen werden, die dann auch internationale Kontakte und Aus¬

tauschbeziehungen herzustellen und aufrechtzuerhalten in der Lage waren.

In den Zeitschriften der größeren überregionalen Fachverbände spielt das

Ausland als Argument eine nicht unbedeutende Rolle bei der Begründung ih¬

rer Interessenvertretungspolitik (vgl. Zymek 1975). Es war aber auch zu dieser

Zeit schon selbstverständlich, daß in größeren pädagogischen Handbüchern

(z.B. Baumeister 1887; Schmid 1901) die Entwicklungen im Ausland ein¬

bezogen wurden. An der Gründung einiger internationaler pädagogischer
Fachverbände, die dann auch internationale Zeitschriften herausgaben und in¬

ternationale Kongresse veranstalteten, waren deutsche Schulmänner und

Hochschullehrer führend beteiligt, etwa an der Internationalen Mathematischen

Unterrichtskommission und den internationalen Aktivitäten auf dem Gebiet

der Schulhygiene. Den Weltausstellungen kam in diesen Jahrzehnten auch für

die bildungspolitischen Diskussionen eine besondere mobilisierende Rolle zu.

Zu der Weltausstellung in St. Louis 1904 reiste eine große Expertendelegation
im Auftrag des preußischen Abgeordnetenhauses in die USA und veröffent¬

lichte einen aufsehenerregenden Bericht, der die deutschen Diskussionen um

eine Berufsbildungsreform stark beeinflußte. Die deutsche Schulausstellung
auf der Weltausstellung in Brüssel 1910 wurde danach nicht aufgelöst und bil¬

dete zusammen mit der 1899 gegründeten Königlich Preußischen Auskunfts¬
stelle für höheres Unterrichtswesen, ab 1913 Königlich Preußische Auskunftsstel¬
le für Schulwesen, den Kern der 1914 eingerichteten Jubiläumsstiftung für

Erziehung und Unterricht, aus der 1915 das Zentralinstitut für Erziehung und

Unterricht entstand, das die Bildungsgeschichte der Weimarer Republik ent¬

scheidend geprägt hat und in dem Deutschen Institut für Internationale Pädago¬

gische Forschung (DIPF) in Frankfurt bis heute fortbesteht (vgl. Zymek 1975;
Böhme 1972).

Ausländische Entwicklungen spielten vor allem bei der Errichtung und dem

Ausbau der außeruniversitären, überregionalen Forschungseinrichtungen wie

der 1911 gegründeten Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft als Vorbild und wissen¬

schaftspolitisches Argument eine wichtige Rolle (Vierhaus/vom Brocke 1990).
Dabei wie auf anderen Gebieten waren die USA für Deutschland im 20. Jahr¬

hundert der wichtigste Bezugspunkt. In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg
wurde von deutscher Seite ein umfangreiches kultur- und wissenschaftspoliti¬
sches Austauschprogramm mit den USA initiiert und gepflegt. Dazu gehörte
nicht nur ein deutsch-amerikanischer Professorenaustausch, sondern auch ein

Programm für Gymnasiallehrer, ab 1907 die Internationale Wochenschrift für
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Wissenschaft, Kunst und Technik und 1910 die Gründung der Benjamin-Weeh-
ler-Gesellschaft zur Erörterung von Fragen des deutschen und ausländischen

Büdungswesens an der Berliner Universität (vgl. Zymek 1975).
Aber die Geschichte des 20. Jahrhunderts zeigte, daß die Verdichtung und

dynamische Entwicklung der überregionalen und internationalen Kommunika¬

tionsbeziehungen, wie sie schon zu Beginn des Jahrhunderts erreicht war, kei¬

neswegs selbstverständlich ist und auch nicht mit der Entwicklung der techni¬

schen Möglichkeiten kontinuierlich zunimmt. Internationale Beziehungen,
auch auf dem Gebiet der Pädagogik und Schulpolitik, sind von politischen
Rahmenbedingungen abhängig, die sie zulassen, manchmal fördern oder aber

blockieren oder in einseitiger Weise funktionalisieren. Das erwies sich schon in

den Jahren des Ersten Weltkriegs, der zu der Absage schon geplanter interna¬

tionaler pädagogischer Kongresse und dem Abbmch fast aller institutionalisier¬

ter Austauschbeziehungen führte. Die mit den USA geknüpften wissenschaftli¬

chen und kulturpolitischen Kontakte wurden bis zu deren Kriegseintritt
demonstrativ gepflegt, nun aber vor allem zur Rechtfertigung der deutschen

Kriegsposition genutzt. Die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Ausland,
das zeigten die Diskussionen um die wissenschaftlichen Auslandsstudien an

deutschen Universitäten, wurde nun als Teil außenpolitischer Selbstdarstellung
und Interessenvertretung nach innen und außen aufgefaßt (vom Bruch 1982;
Zymek 1975, S. 113£t).

Nach dem Krieg wurde das Deutsche Reich jahrlange politisch, wirtschaft¬

lich und auch wissenschaftlich boykottiert. Zunächst bildeten nur die interna¬

tionalen pazifistischen Netzwerke wie die New Education Fellowship ihre Zeit¬

schriften, Das werdende Zeitalter und ihre internationalen Kongresse einen

Anknüpfungspunkt für internationale Kontakte und Kooperationen deutscher

Pädagogen und Bildungspolitiker. Dazu waren aber nur die in der Lage, die

den - damals heftig umstrittenen - Verfassungsauftrag einer Erziehung zur

Völkerverständigung mittrugen und gegenüber den Aktivitäten im Umfeld des

Völkerbunds in Genf aufgeschlossen waren. Erst in der zweiten Hälfte der 20er

Jahre lockerten sich die internationale Isolation und die trotzige nationale

Selbstblockade vieler Deutscher: Nun wandte sich das 1915 gegründete Berli¬

ner Zentralinstitut für Erziehung auch dem Ausland zu, seine pädagogischen
Auslandsreisen (1928 in die USA, 1931 nach Belgien und Holland), die Be¬

richterstattung im Pädagogischen Zentralblatt und die Vortragsreihen zur Ver¬

gleichenden Erziehungskunde wurden zu Katalysatoren einer internationalen

Öffnung eines breiteren Kreises deutscher Pädagogen und Schulpolitiker.
Franz Hilkers Aktivitäten am Zentralinstitut und Friedrich Schneider mit

seiner ab 1931 erscheinenden Internationalen Zeitschrift für Erziehungswissen¬
schaft begründeten in diesen letzten Jahren der Weimarer Republik eine nicht

nur politisch, sondern vor allem wissenschaftlich motivierte Vergleichende Er¬

ziehungswissenschaft in Deutschland (Zymek 1975; Stübig 1997). Auch wissen¬

schaftspolitisch wurde erst in der zweiten Hälfte der 20er Jahre wieder der in¬

ternationale Austausch reaktiviert; 1931 kam es zur Bündelung mehrerer

Vorläuferinstitutionen im Deutschen Akademischen Austauschdienst (vgl. Lai-

tenberger 1976).
Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme, der Ausschaltung aller

Lehrervereine und der Schließung ihrer Presseorgane nahm die Auslandsbe-
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richterstattung in den verbliebenen pädagogischen Zeitschriften unter Leitung
nationalsozialistischer Organisationen und Ämter deutlich ab (vgl. Zymek

1975). Die in den Jahren zuvor geknüpften internationalen Beziehungen wur¬

den nicht alle abgebrochen, aber nun einseitig im Sinne einer Auslandspropa¬
ganda für das neue Regime genutzt.

Zwar blieb das Zentralinstitut weiter bestehen, aber Franz Hilker wurde

entlassen und seine Aktivitäten für eine Vergleichende Erziehungskunde been¬

det. Das Zentralinstitut bearbeitete weiterhin Anfragen aus dem Ausland und

pflegte die Kontakte mit dem Bureau International de VEducation in Genf. Es

wurde vom nationalsozialistischen Deutschland bis 1944 finanziell gefördert;
an den jährlichen Konferenzen des B.I.E. nahmen regelmäßig deutsche Vertre¬

ter teil und warben um Verständnis für die nationalsozialistische Erziehungspo¬
litik. Die im Reichsinnenministerium Ende der 20er Jahre eingerichtete
Deutsche Pädagogische Auslandsstelle wurde dem DAAD eingegliedert, sie be¬

arbeitete und kontrollierte in den folgenden Jahren den internationalen Schü¬

ler-, Lehrer- und Praktikantenaustausch sowie den internationalen Schüler¬

briefwechsel (vgl. Laitenberger 1976, S. 62ff.). Das wichtigste internationale

pädagogische Projekt war aber die Übernahme und Funktionalisierung der In¬

ternationalen Zeitschrift für Erziehungswissenschaft als offiziöses internationa¬

les pädagogisches Organ. Friedrich Schneider wurde als Herausgeber ver¬

drängt und durch Alfred Baeumler ersetzt. Dessen Institut für Politische

Pädagogik, die Deutsche Pädagogische Auslandsstelle des DAAD, das Zentral¬

institut in Berlin und das New Yorker Institut des amerikanischen Herausge¬
bers, der zu einer weiteren Mitherausgeberschaft gewonnen werden konnte,
erschienen von 1935 bis 1944 als die herausgebenden Institutionen der Interna¬

tionalen Zeitschrift für Erziehung (vgl. dazu Zymek 1975; Hörn 1996).
Im Gegensatz zu der internationalen Isolierung Deutschlands während der

Jahre nach dem Ersten Weltkrieg wurde die deutsche Bevölkerung, insbeson¬

dere die deutsche Jugend nach dem Zweiten Weltkrieg sehr bald und zielge¬
richtet von den Besatzungsmächten in internationale Kontakte einbezogen. In¬

ternationale Reise-, Austausch-, Vortrags- und Kongreßprogramme spielten in

den alliierten Strategien zu einer demokratischen Erziehung für Deutschland

eine große Rolle. Im Rahmen des amerikanischen Programms wurden bis 1956

12000 Deutsche in die USA vermittelt (Füssl 1994, S. 169ff.; Collmer 1950).
Die Bedeutung dieser Austauschprogramme für die Persönlichkeitsentwick¬

lung, die politische Einstellung und das internationale Engagement eines in

den folgenden Jahrzehnten einflußreichen Milieus von deutschen Multiplikato¬
ren in Jugendverbänden, Bildungsinstitutionen, Politik und Wissenschaft kann

gar nicht überschätzt werden (vgl. Reulecke 1997). Kurz nach dem Krieg und

später in der Bundesrepublik gegründete Initiativen und Organisationen mit

internationalem Wirkungskreis, wie z.B. die Internationalen Jugendgemein¬
schaftsdienste (Claessens/Dankwortt 1957), die Aktion Sühnezeichen, die Be¬

wegung für internationale Städtepartnerschaften und Austauschprogramme
von Schulen, die Europa-Jugend, das Deutsch-französische Jugendwerk
(DFJW) (M£nudier 1988) und der Deutsche Entwicklungsdienst (DED)
(Haase 1996) sind ohne dieses internationale Erfahrungs- und Übungsfeld ei¬

nes Teils der Nachkriegsgenerationen nicht denkbar. Der relativ schnelle und

finanziell geförderte Einbezug von deutschen Vertretern in die z.T. traditions-
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reichen, z.T. neu gegründeten internationalen - wissenschaftlichen, verbandli¬

chen und politischen - Institutionen nahm in den folgenden Jahrzehnten rasch

zu. Der Ost-West-Gegensatz beförderte und blockierte zugleich diese Entwick¬

lung: Auf westlicher wie auf östlicher Seite entstanden internationale Vereini¬

gungen, Verbände und Programme, die nicht zuletzt mit dem Ziel eingerichtet
und finanziell gefördert wurden, die Teilnehmer aus der Bundesrepublik
Deutschland und der DDR, aber auch aus den anderen west- und osteuropäi¬
schen Staaten, dann auch aus den Ländern der sogenannten „dritten Welt" in

die politischen und wissenschaftlichen Netzwerke der „Blöcke" des „kalten

Krieges" zu integrieren (z.B. World Assembly of Youth versus World Federation

of Demoeratic Youth) (Westphal 1997; vgl. auch Kuebart/Zymek 1977). Über
die Frage, ob und unter welchen Bedingungen Teilnehmer aus der Bundesrepu¬
blik Deutschland und der DDR in internationalen wissenschaftlichen, jugend-
und kulturpolitischen Vereinigungen zugelassen bzw. Mitglieder werden kön¬

nen und über was sie sprechen durften bzw. sollten, wurde oft vor und hinter

den Kulissen erbittert gemngen (vgl. z.B. Günther 1998, S. 483).
Wie schon in den Schul- und Hochschulreformprozessen während der Jahr¬

zehnte vor dem Ersten Weltkrieg, so nahm auch während der internationalen

Schulreformdebatten der 60er und 70er Jahre die internationale Vernetzung
und Verdichtung der erziehungswissenschaftlichen und bildungspolitischen De¬
batten zu (vgl. Gonon 1998; Zymek 1975). Im Zuge des Hochschulausbaus, der

Expansion und Ausdifferenzierung der Erziehungswissenschaft wurde die Ver¬

gleichende Erziehungswissenschaft zu einer an den meisten Universitäten ver¬

tretenen Teildisziplin der Erziehungswissenschaft in Deutschland. Wie die mei¬

sten anderen erziehungswissenschaftlichen Teildisziplinen ist auch sie in einen

europäischen (CESE) und einen Weltverband integriert (vgl. Blumenthal/

Stübig/Willmann 1995; John 1997; Schriewer ^000,22000).
Das Ende der südeuropäischen Diktaturen in Portugal und Spanien, die Im¬

plosion der Sowjetunion, das Ende der Teilung Europas und Deutschlands, der

Integrationsprozeß im Rahmen der Europäischen Union und die beschleunigte
Integration des Weltmarkts haben eine historisch neue Stufe des internationa¬

len Austauschs möglich gemacht. Die kulturpolitischen, wissenschaftlichen und

pädagogischen Antworten, die darauf bisher in Deutschland entwickelt wur¬

den, sind aber widersprüchlich: Ein großdimensioniertes internationales Aus¬

tauschprogramm für die Jugendlichen in den ostdeutschen Ländern, wie es für

die junge Generation im Nachkriegs(west)deutschland für nötig gehalten und

großzügig gefördert wurde, fand nicht statt. Es gibt nun auch ein deutsch-polni¬
sches Jugendwerk, das aber bisher nicht die Akzeptanz des deutsch-französi¬

schen Jugendwerks erreicht hat. Eine Reihe von Professuren für Vergleichende

Erziehungswissenschaft wurde in den 80er und 90er Jahren nicht wieder besetzt

oder in Professuren für interkulturelle Pädagogik umgewidmet, d.h. auf die

wissenschaftliche Bearbeitung der innenpolitischen und schulpädagogischen
Folgen der internationalen Arbeitskräfte- und Flüchtlingsmigration gelenkt.
Internationale Studien zum Leistungsvergleich von Schulen und nationalen

Schulsystemen sind zu einem zentralen Gegenstand vergleichender erziehungs¬
wissenschaftlicher Forschung und der öffentlichen Diskussionen geworden.
Der DAAD beklagt den Rückgang des Interesses von Ausländern an einem

Studium an deutschen Hochschulen und fordert die Anpassung der deutschen
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Studienstrukturen an die der angelsächsischen Länder (BA) (DAAD 2000).
Das Auswärtige Amt reduziert die Zahl der Goethe-Institute.

4. Mentale Landkarten

Räume werden nicht nur durch Flüsse und Gebirge, Landschaften und Siedlun¬

gen, durch völkerrechtliche Verträge zwischen Staaten und durch verfassungs¬
rechtliche Zuständigkeiten zwischen Zentralregierung, Ländern und Gemein¬

den abgesteckt. Die Verteidigung dieser staatsrechtlichen Prinzipien ist nur

eine Seite auch der amtlichen Politik. Daneben wurden in Deutschland im

20. Jahrhundert in den intellektuellen Milieus noch ganz andere Landkarten

entworfen und diskutiert, die auch im politischen Feld als strategische Instru¬

mente zur Abgrenzung von innenpolitischen Fronten und zur Integration von

parteipolitischen Lagern, gelegentlich auch zur Rechtfertigung von außenpoli¬
tischen Positionen eine große Bedeutung erlangt haben. Die bildungspoliti¬
schen und pädagogischen Diskurse sind in diese symbolischen Gefechte immer

eng verflochten gewesen.

Im Gegensatz zu der amtlichen deutschen Politik, die seit dem Kaiserreich

zur Wahrung der Eigenständigkeit der Staaten länderübergreifende Vereinba¬

rungen zur Kultur- und Bildungspolitik auf das Notwendigste beschränkt sehen

wollte, haben es die intellektuellen Milieus in Deutschland als zentrales natio¬

nales Projekt proklamiert, daß der politischen Reichsgründung erst noch die

kulturelle folgen müsse und sich damit gleichzeitig eine bedeutsame gesell¬
schaftliche Aufgabe zugemessen. Diese intellektuelle Arbeit an der Entwick¬

lung einer nationalen Identität fand nicht zuletzt in der Beschreibung und Ab¬

grenzung von „Erinnerungsräumen" statt (vgl. J. Assmann 1997; A. Assmann

1993), mit denen intellektuelle und politische Fraktionskämpfe auf den Begriff
gebracht wurden: Von den kulturkritischen Schriften der letzten Jahrzehnte

des 19. Jahrhunderts bis zu den schrillen Beiträgen des akademischen Milieus

über die Berechtigung des Krieges wurde variantenreich gefordert, daß sich

die deutschen Schulen und Universitäten nicht mehr an Weimar, -sondern an

Potsdam orientieren sollten, daß man gezwungen sei, von den idealistischen

Höhen des kosmopolitischen Humanismus zu den Realitäten der weltpoliti¬
schen Konkurrenz und des Krieges herabzusteigen (z.B. Spranger 1932). Bei

anderen war die räumliche Alternative zum angeblichen Internationalismus

der akademischen Kultur nicht die Weltpolitik, sondern das Innere des Landes,
die Heimat, manchmal sogar eine spezifische Region, etwa das Niederdeutsche

bei Julius Langbehn, allerdings nicht als Lebensform und Eigenschaften der

Landbevölkerung Norddeutschlands, sondern als generalisierte Idee. So konnte

Rembrandt zum Niederdeutschen par excellence erklärt und den Deutschen

als „Erzieher" angedient werden (Ketelsen 1994, S. 128f.). Die kulturkriti¬

schen Gegensatzpaare - z. B. zwischen deutscher Kultur und französischer Zivi¬

lisation, zwischen deutschem Idealismus und englischem „Krämergeist" -

pro¬

filierten Gegensätze in einem internationalen Feld, in dem es nicht nur

Staatsgrenzen und verschiedene nationale Interessen gab, sondern „geistige"
oder „völkerpsychologisch" begründete Haltungen und Strebungen, die einen

„Sonderweg" der Deutschen in der Geschichte und eine „Sendung" des Deut-
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sehen Reichs in der weltpolitischen „Entscheidungsschlacht" des Krieges be¬

gründeten (Faulenbach 1981).
Auch die Autoren, die der Jugendbewegung und den später als Reformpäd¬

agogik zusammengefaßten Initiativen der ersten Jahrzehnte des Jahrhunderts

zuzurechnen sind, beschworen sowohl regionale wie auch internationale Di¬

mensionen ihres Themas: Jugendbewegung und Reformpädagogik wurden als

Gegenbewegungen zum bestehenden staatlichen Schulsystem, seiner Tendenz

zur generellen Normierung und Systematisierung, seinem Fächerkanon, der

Methodik und Berufsauffassung seiner Lehrer interpretiert. Dagegen organi¬
sierte die Jugend - so ihre Chronisten - ihren „Exodus" aus „grauer Städte

Mauern" in die Natur, aufs Land, ins „Innere des Landes", aber auch in die

(vorgestellte) mittelalterliche Welt der „Vaganten" - und damit gleichzeitig
„zu sich selbst". Die Schulversuche, die in der Geschichtsschreibung der Re¬

formpädagogik als Beispiele für ihre Reformabsichten aufgeführt werden, wa¬

ren ebenfalls sehr oft programmatisch mit einem bewußten Auszug aufs Land

verbunden und als Gründung kleiner autonomer Schulstaaten im Staate ange¬

legt (vgl. Schmitt 1998). Gleichzeitig ist schon früh, etwa in der Zeitschrift Das

werdende Zeitalter oder in der Rubrik Die pädagogische Bewegung, die seit

dem ersten Heft regelmäßig in der Zeitschrift Die Erziehung erschien, die Ab¬

sicht zu erkennen, die unterschiedlichsten pädagogischen Reforminitiativen im

In- und Ausland als „internationale pädagogische Bewegung" zusammenzufas¬

sen und auf den Begriff - besser: auf einige Begriffe - zu bringen (vgl. Zymek
1975, S. 180ff.).

In dem berühmten Artikel von Wilhelm Flitner von 1931 über „Die Re¬

formpädagogik und ihre internationalen Beziehungen" wird eine weitere „Ver¬

ortung" - auch der pädagogischen - Diskurse im 20. Jahrhundert eingeführt:
Flitner geht es nicht nur um eine Skizze der pragmatischen historischen und

aktuellen Bezüge seines Themas, sondern vor allem um seine „geistesge¬
schichtliche Deutung". Er sieht das „einheitliche Gesicht aller Stätten der Neu¬

en Erziehung" in dem Versuch einer Verbindung eines neuen „positivistischen
Ethos" mit der traditionellen „christlich-humanistischen Auffassung vom Men¬

schen" in einem „neuen Typus", einem neuen „Europäer" (Flitner 1965). Seit

dem Ende des Ersten Weltkriegs, dem Auftreten der USA als Ordnungsmacht
in Europa und der Stabilisierung der Sowjetunion war nicht mehr nur der Na¬

tionalstaat, sondern für einige pädagogische Zeitdiagnostiker auch Europa eine

Bezugsgröße für intellektuelle Strategien der Identifikation und Orientierung
im nationalen und internationalen Feld (vgl. z.B. Fischer 1928). Mit dem Be¬

griff Europa verbanden sich nicht nur geographisch-politische, sondern auch

kulturelle und philosophische Vorstellungen, die im politischen und akademi¬

schen Diskursfeld zu immer neuen Deutungen und strategischen Funktionali-

sierungsversuchen geführt haben. Mit ihm verbanden sich Vorstellungen einer

„Mitte", einer harmonischen Balance zwischen Ost und West, einer europä¬
ischen Lebensform, Bildung und „Gesittung" (Flitner 1961), die als von außen
- etwa durch Kapitalismus und Bolschewismus - bedroht oder auch als von in¬

nen her - etwa durch Rationalisierungsprozesse - „zersetzt" geschildert wurde.

Mit einer so aufgeladenen, aber immer unbestimmten Europa-Metaphorik ver¬

banden sich vor 1933 und nach 1945 nicht nur traditionsreiche Vorstellungswel¬
ten vom christlichen Abendland (vgl. A. Assmann 1993), sondern auch natio-
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nalsozialistische Propagandastrategien, etwa in der Internationalen Zeitschrift
ßr Erziehung, in der die Besetzung Mitteleuropas durch deutsche Tmppen als

Verteidigung des europäischen Idealismus gegen den Materialismus Moskaus

und New Yorks dargestellt wurde (Zymek 1975, S. 278ff.) Die positive Beset¬

zung der Europa-Metaphorik bei der deutschen Jugend veranlasste z.B. franzö¬

sische Bildungspolitiker nach dem Krieg, Europa zum Ausgangspunkt von

Strategien der politischen Bildung zu machen (Brunn 1997). Mit der politi¬
schen Institutionalisierung des europäischen Integrationsprozesses seit 1957

wurden die akademischen Diskussionen über Europa versachlicht und verfach-

licht: Die schulpolitischen und schulrechtlichen Aspekte des Prozesses (vgl.
z.B. Schleicher 1993; Schleicher/Bos 1994; Avenarius 1988), die Behandlung
des Themas im Unterricht (Mickel 1978) und das Problem der kulturellen

Vielfalt in der politischen Einheit (z.B. Ruhloff 1992) wurden zu Gegenstän¬
den erziehungswissenschaftlicher Forschung und Reflexion. Hier wie in ande¬

ren Wissenschaftsdisziplinen wird auch die metaphorische und mythologische
Dimension des Themas inzwischen analytisch und sogar strategisch diskutiert,
etwa unter der provozierenden Fragestellung: „Scheitert Europa an seinem

Mythendefizit?" (Schmale 1997).
Im letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts wurden die verschiedenen, sich

überlagernden und relativierenden Prozesse der Systematisierung von Bil¬

dungsstrukturen - auf kommunaler Ebene, auf der Ebene der Länder, des

Bundesstaates und schließlich Europas - durch Entwicklungen radikal in Frage
gestellt, die heute unter dem Schlagwort der Globalisierung die politischen und
akademischen Diskurse beherrschen. Kaum eine Problemlage der Sozialisati-

onsprozesse der nachrückenden Generationen oder der bestehenden Bildungs¬
institutionen, die nicht damit zusammenzuhängen scheint, jede Reformforde¬

rung erscheint mit Verweis auf diesen Prozeß zwingend begründet (vgl. z.B.

Heitmeyer 2000). Die neue Stufe der Integration des Weltmarkts und die Re¬

volutionierung der Kommunikationstechnologien haben demnach eine neue

Dimension der internationalen Vernetzung möglich gemacht, die alle bisher

gewohnten und bekannten Aspekte der Regionalität und Internationalität von

Büdungsprozessen und Bildungsinstitutionen aufzuheben scheint. Auch wenn

die damit verbundenen Umwälzungen erst in Ansätzen erkennbar sind und

noch genauere empirische Analysen fehlen, in welchen Ländern, in welchen

Sektoren, auf welchen Ebenen und in welchen Zeiträumen der ökonomische

und soziale Strukturwandel stattfinden wird, so ist doch schon heute mit dem

Schlagwort der Globalisierung die Vision einer zum global village provinziali-
sierten Welt verbunden, die die potentielle Vernetzung jedes Menschen als

Lernenden, als Erwerbstätigen und Konsumenten mit der ganzen Welt bei

gleichzeitigem Verbleib nicht nur in der heimatlichen Region, sondern - für

viele -

sogar am Computer im eigenen Heim enthält. Die Kommunikation im

world wide web verspricht, die ganze Welt abrufen, auf diese Weise mühelos

anderen Menschen und Kulturen begegnen zu können. Globalisierung ruft die

Hoffnung und Befürchtung grenzenloser virtueller Mobilität bei gleichzeitiger
Kontrolle durch einen globalisierten Markt wach. Sie enthält die Warnung vor

einer neuen heimatlosen internationalen Elite von Führungskräften und Exper¬
ten multinationaler Unternehmungen, die in internationalen Schulen und

Hochschulen sozialisiert wurden, meistens die „Weltsprache" Englisch spre-
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chen, in keiner community und ihren demokratischen Strukturen mehr veran¬

kert sind (vgl. Lasch 1995). Sie enthält aber auch die Vision einer internationa¬

len Arbeitskräfte- und Flüchtlingsmigration. Diese höchste Form der Interna¬

tionalität und Mobilität, die heute mit dem Begriff der Globalisierung
verbunden wird, scheint nicht nur die lokale und regionale Verwurzelung von

Sozialisations- und Bildungsprozessen aufzuheben, sondern gleichzeitig auch

Internationalität und Mobilität, denn die global vernetzte Welt nähert sich -

nicht nur wegen der sie beherrschenden ökonomischen Rationalität, sondern

auch in kultureller Hinsicht - immer mehr an.

Aber auch das Schlagwort der Globalisierung, wie schon die anderen Be¬

griffe, mit denen historische Prozesse zugleich gebannt und diskursiv gehalten
werden sollten, ist eine Form extremer Komplexitätsreduktion. Die Kultivie¬

rung dieser Art von Begrifflichkeit und Metaphorik, die internationale Bezüge
beschwört und zugleich aufhebt, ist das Gegenteil international und interkultu¬

rell vergleichender Forschung und Theoriebildung, auch auf dem Gebiet der

Vergleichenden Erziehungswissenschaft. Denn ihr Stellenwert erweist sich dar¬

an, ob es ihr gelingt, durch vergleichende Forschungen zu einer Komplexitäts¬
steigerung zu kommen (vgl. Schriewer 12000) - auch zu den mit dem Schlag¬
wort der Globalisierung verbundenen - vielschichtigen, widersprüchlichen und

umstrittenen - Prozessen.
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